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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Verordnung (Euratom ) des Rates zur Änderung der Regelung 
der Bezüge und sozialen Sicherheit der Atomanlagenbediensteten der Gemeinsamen 
Forschungsstelle, die in Belgien dienstlich verwendet werden 


Übersetzung 


Schreiben: 


vom: 


der Kommission der Europäischen Gemeinschaften, unterzeich- 
net von Herrn Vizepräsidenten M. Carlo Scarascia Mugnozza 

5. Januar 1973 


an: den Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemein- 

schaften 

betrifft: Vorschlag einer Verordnung Euratom des Rates zur Änderung 

der Regelung der Bezüge und sozialen Sicherheit der Atom- 
anlagenbediensteten der Gemeinsamen Forschungsstelle, die in 
Belgien dienstlich verwendet werden. 


Herr Präsident! 

In Artikel 16 der Verordnung Nr. 10/63 zur Regelung der Beschäftigungs- 
bedingungen für die Atomanlagenbediensteten, die in Belgien dienstlich ver- 
wendet werden, heißt es in Absatz 2 wie folgt: „Bei Erhöhungen der Bezüge in 
den wissenschaftlichen oder technischen Tätigkeitsbereichen, die denjenigen der 
Europäischen Atomgemeinschaft entsprechen, insbesondere beim belgischen 
Zentrum für Kernforschung, wird die Tabelle der Bezüge in dem Maße geändert, 
indem eine Änderung zugunsten des Personals, das Tätigkeiten nach Artikel 10 
ausübt, vorgenommen worden ist. In diesem Falle wird die Änderung auf Vor- 
schlag der Kommission vom Rat mit qualifizierter Mehrheit gemäß Artikel 118 
Absatz 2 Unterabsatz 2 erster Fall des Vertrages zur Gründung der Europäischen 
Atomgemeinschaft binnen kürzester Frist beschlossen" (Amtsblatt vom 28. De- 
zember 1963). 

Das belgische Zentrum für Kernforschung hat nunmehr für sein Personal mit 
den auf nationaler Ebene anerkannten Gewerkschaftsorganisationen ein „Proto- 
cole d'accord de programmation sociale portant regiement des remunerations et 
des conditions de travail du personnel ouvrier, employe et du cadre inferieur 
pour la Periode du 1er janvier 1972 au 31 decembre 1972" geschlossen. 
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Dieses Protokoll enthält bezüglich der Besoldung des betreffenden Personals 
eine Verpflichtung, nach der die allgemeine Lohnstruktur im Laufe des Jahres 
1972 überprüft werden soll. Diese Verpflichtung impliziert eine Blockierung der 
Grundlöhne im Jahre 1972. Als Ausgleich sieht das Protokoll die Gewährung 
einer Zuwendung in Höhe des Monatslohns von Juni 1972 vor, von dem lediglich 
die Steuern abgezogen werden. Für das im Bezugsjahr 1972 eingetretene oder 
ausgeschiedene Personal wird die Zuwendung im Verhältnis zu der abgeleisteten 
Dienstzeit berechnet. 

Es wird vorgeschlagen, den Atomanlagenbediensteten der GFS in Geel-Mol 
unter den gleichen Bedingungen eine Zuwendung zu gewähren. Die Gegen- 
leistung für diese Zuwendung wäre die Blockierung der Grundlohntabelle des 
Jahres 1972. 

Die Annahme dieses Vorschlags hätte eine Mehrausgabe von 13 440 RE zu 
Lasten des Forschungs- und Investitionshaushaltsplans zur Folge. Die Maßnahme 
betrifft 32 Atomanlagenbedienstete. 

Die Kommission schlägt dem Rat somit vor, die Verordnung Nr. 10/63 vom 
18. Dezember 1963 zur Regelung der Bezüge und sozialen Sicherheit der Atom- 
anlagenbediensteten der Gemeinsamen Forschungsstelle, die in Belgien dienstlich 
verwendet werden, entsprechend zu ändern und die diesem Schreiben im Entwurf 
beigefügte Verordnung zu verabsdiieden. 

Die Kommission würde es sehr begrüßen, wenn Sie möglichst bald eine Ent- 
scheidung treffen würden. 

(Schlußformel) 


Anlage: Dok. KOM 1968 endg. 

R/140 d/73 

gez. Carlo Scarascia Mugnozza 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 
7. Februar 1973 - 1/4 (1V/1)~ 680 70 - E - Be 36/73: 

Der Verordnungsentwuri ist mit Schreiben der Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 5. Januar 
1973 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Gerichtshofes der Europäischen Gemeinschaften ist 
nicht vorgesehen. 
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Vorschlag einer Verordnung (Euratom) des Rates zur Änderung der Regelung der 
Bezüge und sozialen Sicherheit der Atomanlagenbediensteten der Gemeinsamen 
Forschungssteiie, die in Belgien dienstlich verwendet werden 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAETEN — 

gestützt auf die Verordnung (EWG, Euratom, 
EGKS) Nr. 259/68 des Rates vom 29. Februar 1968 
zur Festlegung des Statuts der Beamten der Euro- 
päischen Gemeinschaften und der Beschäftigungs- 
bedingungen für die sonstigen Bediensteten dieser 
Gemeinschaften sowie zur Einführung von Sonder- 
maßnahmen, die vorübergehend auf die Beamten 
der Kommission anwendbar sind^), zuletzt geändert 
durch die Verordnung Nr. 1473/72 -), insbesondere 
Artikel 3, sowie durch Artikel 94 der Beschäfti- 
gungsbedingungen für die sonstigen Bediensteten, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in der Erwägung, daß der Rat durch die Verord- 
nung (Euratom) Nr. 10/63 vom 18. März 1963^), zu- 
letzt geändert durch die Verordnung (Euratom) Nr. 
459/72 vom 28. Februar 1972^), die Regelung der 
Bezüge und der sozialen Sicherheit der Atom- 
anlagenbediensteten der Gemeinsamen Forschungs- 
stelle, die in Belgien dienstlich verwendet werden, 
festgesetzt hat, 

in der Erwägung, daß die im Laufe des Jahres 
1972 eingetretenen Änderungen der Bezüge des Per- 
sonals des belgischen Zentrums für Kernforschung 
(CEN) den vorliegenden Vorschlag rechtfertigen — 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

Artikel 3 der Verordnung zur Regelung der Bezüge 
und sozialen Sicherheit der Atomanlagenbedienste- 


ten der Gemeinsamen Forschungsstelle, die in 
Belgien dienstlich verwendet werden, sind durch 
folgende Bestimmungen ergänzt: 

„Die Atomanlagenbediensteten erhalten für das 
Jahr 1972 eine einmalige Zuwendung in Höhe ihres 
Monatsgrundlohns vom Juni 1972. Von dieser Zu- 
wendung werden keine Sozialversicherungsbeiträge 
abgezogen. Begann oder endete das Arbeitsverhält- 
nis im Jahre 1972, so wird die einmalige Zuwendung 
im Verhältnis zu der abgeleisteten Dienstzeit be- 
rechnet." 


Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am dritten Tage nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


i 


9 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 56 
vom 4. März 1968, S. 1 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 160 
vom 16. Juli 1972, S. 1 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr, L 188 
vom 28. Dezember 1963, S. 2992/3 

4) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 55 
vom 4. März 1972, S. 1 
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